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EuGH Europäischer Gerichtshof
EuGHE Sammlung der Entscheidungen des EuGH
EuGRZ Europäische Grundrechte Zeitschrift
EUV Vertrag über die Europäische Union
EZB Europäische Zentralbank
FAZ Frankfurter Allgemeine Zeitung
FMStFG Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz
FMStG Finanzmarktstabilisierungsgesetz
FS Festschrift
GewArch. Gewerbearchiv
GG Grundgesetz



GO SH Gemeindeordnung Schleswig-Holstein
GR Grundrechte
HandwO Handwerksordnung
HGr. Handbuch der Grundrechte
HPE Hacienda Pública Española
HzA Handbuch zum Arbeitsrecht Loseblattsammlung
IAB Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
ICADE Revista Universidad Pontificia Comillas
ICESCR Internationaler Vertrag über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
JA Juristische Arbeitsblätter
JöR Jahrbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwart
JURA Juristische Ausbildung
JuS Juristische Schulung
JZ Juristen Zeitung
LAU Ley de Arrendamientos Urbanos
LBE Ley Básica de Empleo
LEBEP Estatuto Básico del Empleado Público
LGT Ley General Tributaria
LO Ley Orgánica
LPC Ley de Procedimiento Administrativo Común
LSP Ley del Servicio Postal Universal y de Liberalización de los Servicios Postales
NJW Neue Juristische Wochenschrift
NUE Noticias de la Unión Europea
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NWVBl. Nordrhein-Westfälisches Verwaltungsblatt
NZA Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht
NZS Neue Zeitschrift für Sozialrecht
OECD Organisation for Economic Co-operation and Development
PBefG Personenbeförderungsgesetz
RAP Revista de Administración Pública
RATC Repertorio Aranzadi del Tribunal Constitucional
RDLRT Real Decreto Ley de Relaciones de Trabajo
RDM Revista de Derecho Mercantil
RDP Revista de Derecho Público
REDA Revista Española de Derecho Administrativo
REDC Revista Española de Derecho Constitucional
REDT Revista Española de Derecho del Trabajo
RENFE Red Nacional de los Ferrocarriles Españoles
REP Revista de Estudios Políticos
RGDA Revista General de Derecho Administrativo
RGDT Revista General de Derecho de Trabajo y de Seguridad Social
RIEE Revista del Instituto de Estudios Económicos
RIJ Revista de Investigaciones Jurídicas
RL Relaciones Laborales
RMT y AS Revista del Ministerio de Trabajo y Asuntos Sociales
RPS Revista de Política Social
Rspr. Rechtsprechung
RSS Revista de Seguridad Social
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RVAP Revista Vasca de Administración Pública
SSTC Sentencias del Tribunal Constitucional
STC Sentencia del Tribunal Constitucional
STS Sentencia del Tribunal Supremo
StWG Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft
TC Tribunal Constitucional
UNED Universidad Nacional de Educación de Distancia
VBlBW Verwaltungsblätter für Baden-Württemberg
VereinsG Vereinsgesetz
VG Verwaltungsgericht
VorstAG Gesetz zur Angemessenheit der Vorstandsvergütung
VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
WRV Weimarer Reichsverfassung
WSI Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut
ZaöRV Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht
ZeuS Zeitschrift für europarechtliche Studien
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§ 1 Die spanische Wirtschaftsverfassung
als Untersuchungsgegenstand

Die vorliegende Arbeit befasst sich mit der spanischenWirtschaftsverfassung aus
rechtsvergleichender Sicht. Dabei wird die Kenntnis der deutschen Wirtschafts-
verfassung als grundsätzlich gegeben vorausgesetzt, an weniger problematischen
Stellen auf die einschlägige Literatur und Rechtsprechung verwiesen und nur soweit
näher auf diese eingegangen, als es für einen effizienten Rechtsvergleich notwendig
erscheint. Das besondere Augenmerk ist auf die Darstellung und Auslegung der
spanischen Wirtschaftsverfassung gerichtet, die somit der elementare Untersu-
chungsgegenstand ist. Auf dieser Grundlage aufbauend ist es weiteres Ziel der Ar-
beit, Lösungsansätze für verfassungsrechtliche Probleme und Diskussionen beider
Länder zu ermitteln.

A. Definition des Begriffes Wirtschaftsverfassung

Der Begriff Wirtschaftsverfassung liegt im Schnittfeld von Ökonomie und Ju-
risprudenz. Die Terminologie wurde ursprünglich von den Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaften entwickelt und in ihrem weitesten Sinne als „politische Gesamt-
entscheidung über die Ordnung des nationalen Wirtschaftslebens“ verstanden.1

Wirtschaftsordnung2 und Wirtschaftspolitik gehören gerade aber auch zu den
rechtlich geregelten Grundfragen des Staates. Daher wurde der Begriff Wirt-
schaftsverfassung auch bald von der Rechtswissenschaft übernommen und zu einem
juristischen Terminus umgeformt. Eine Wirtschaftsverfassung im juristischen Sinne
gibt es nicht seit jeher und überall, sondern nur dort, wo das Wirtschaftsleben durch
ein Normsystem verbindlich geregelt ist.3 Uneinigkeit besteht jedoch über den Rang
und Umfang dieser Normen. So umfasst dieWirtschaftsverfassung im engeren Sinne
die Bestimmungen der Verfassung und des primären Gemeinschaftsrechts, die die
Prinzipien undRegeln festlegen, nach denen sich diewirtschaftlichenAktivitäten der

1 Vgl. Hatje, Wirtschaftsverfassung, S. 685.
2 Die BegriffeWirtschaftsordnung,Wirtschaftsverfassung undWirtschaftssystemwerden in

den Wirtschaftswissenschaften oft synonym gebraucht. Der Begriff Wirtschaftordnung geht
jedoch weiter. Unter diesem Begriff wird hier die Gesamtheit aller grundlegenden Regeln für
den Aufbau und Ablauf des wirtschaftlichen Geschehens verstanden; vgl. Eucken, Grundsätze
der Wirtschaftspolitik, S. 23; Schliesky, Öffentliches Wirtschaftsrecht, S. 5, 16 f.

3 Vgl. Scorl, Begriff, System und Grenzen deutscher und europäischer Wirtschaftsver-
fassung, S. 340.



Bürger und des Staates zu richten haben. Das Wirtschaftsverfassungsrecht im wei-
teren Sinne umfasst hingegen die Gesamtheit aller Normen, die unabhängig vom
rechtlichen Rang den Ablauf des Wirtschaftslebens grundlegend und dauernd be-
stimmen.4 Der vorliegende Untersuchungsgegenstand erstreckt sich zuvörderst auf
den materiellen Teil5 der Wirtschaftsverfassung im erstgenannten Sinne, auf das
einfachgesetzliche wirtschaftsrelevante Recht hingegen nur insoweit, als es der
Anschaulichkeit halber erforderlich ist. Dabei ist nicht entscheidend, dass in der
Verfassung ein unmittelbarer Hinweis auf eine wirtschaftliche Betätigung enthalten
ist. Selbst eine wirtschaftlich neutrale Verfassung enthält Aussagen zum rechtlichen
Rahmen der wirtschaftlichen Tätigkeiten, und ihre institutionelle und normative
Dimension ist von entscheidender Bedeutung.6

B. Bedeutung und Aufgabe
des Wirtschaftsverfassungsrechts

Die Wirtschaft hat eine fundamentale Bedeutung für Existenz, Wohlstand und
Fortschritt eines Volkes. Ihre Entfaltung hängt von den ihr zugrunde liegenden
rechtlichen Vorgaben ab. Dabei spielt die Verfassung mit ihren Aussagen zu den
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, den konkret in ihr enthaltenen Grundrechten,
Wertentscheidungen und Legitimationsgrundlagen eine zentrale Rolle: Die Wirt-
schaftsverfassung stellt einen Bereich der Staatsverfassung dar, der als oberster
Normenkomplex die Position und den Wirkungsbereich der einfachgesetzlichen
Normen bestimmt. Neben dieser ermächtigenden und lenkenden Funktion7 sind ihre
Bestimmungen von der Verwaltung und den Gerichten als unmittelbar geltendes
Recht zu beachten. Dieses Hierarchieprinzipmanifestiert sich in Art. 1 III, 20 III GG
und Art. 9 I, 53 I CE.8 In dieser Funktion entfaltet die Verfassung und mit ihr auch
deren wirtschaftsrelevanten Bestimmungen vollkommene Rechtsverbindlichkeit.9

Das Wirtschaftsverfassungsrecht ist sowohl in der deutschen als auch in der
spanischen Lehre fest verankert und stellt hier wie dort einen Teil, konkretermaßen

4 Vgl. zu der Differenzierung: Ruffert, AöR 134 (2009), S. 199 m.w.N.; Stober, Allge-
meines Wirtschaftsverwaltungsrecht, S. 14; Scorl, Begriff, System und Grenzen deutscher und
europäischer Wirtschaftsverfassung, S. 340; ebenso in der spanischen Literatur: Balado Ruiz-
Gallegos, Notas sobre el modelo económico constitucional español, S. 35 m.w.N.; Santos,
Modelo económico y unidad de mercado, S. 367 f.

5 Die kompetenzrechtliche Seite ist für die aufgeworfenen Fragestellungen weniger er-
giebig und wird vom Schwerpunkt der Untersuchung ausgenommen.

6 Vgl.Herrero de Miñón, REDC 57 (1999), S. 12; Scheuner, Die staatliche Intervention im
Bereich der Wirtschaft, S. 20.

7 Vgl. Esteve-Pardo, Investieren in Spanien, S. 2.
8 Die in derDissertation angesprochenen spanischenVerfassungsnormen sind imAnhang in

der entsprechenden deutschen Übersetzung abgedruckt.
9 Vgl. Lerche, DVBl. 1976, S. 1961.
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die Basis für das Wirtschaftsverwaltungsrecht dar.10 Dabei hat es die Aufgabe,
wirtschaftliche Freiheit und Gleichheit zu sichern, den Staat zur Steuerung der
Wirtschaft zu legitimieren und sein Handeln im Interesse der wirtschaftlichen
Freiheits- und Gleichheitswahrung zu begrenzen.11

C. Zwecke der Rechtsvergleichung im
Wirtschaftsverfassungsrecht

Die Rechtsvergleichung im öffentlichen Recht verfolgt verschiedene Zwecke12,
die insbesondere der rechtsvergleichenden Praxis im Wirtschaftsverfassungsrecht
dienen können. Sie lassen sich in die folgenden wesentlichen Kategorien unterteilen:

I. Rechtsvergleichung zur Auslegung des bestehenden Rechts

DieRechtswissenschaft beschäftigt sichmit der Analyse und Fortentwicklung des
bestehenden Rechts, das hierfür zunächst einer umfassenden Auslegung bedarf. Für
die Auslegung des eigenen Rechts wird als Hilfsmittel aber gerade auch das aus-
ländische Recht rechtsvergleichend herangezogen. Denn je weiter und umfassender
der Erfahrungsschatz ist, aus dem man schöpfen kann, desto mehr Ansätze bieten
sich für die Lösung der eigenen Rechtsprobleme. In diesem Sinne ist es Aufgabe der
Rechtsvergleichung, die jeweiligen Regelungen, Bedürfnisse und Rechtsprobleme
zu ermitteln und der Verschiedenheit sowie der Gemeinsamkeit von Rechtskreisen,
Rechtssystemen, Rechtskulturen und Rechtstraditionen Rechnung zu tragen.13

Bei der Verfassungsauslegung können inhaltlich verwandte Rechtsordnungen
Orientierung bieten, wenn die klassischen Auslegungscanones zunächst zu keinen
eindeutigen Lösungen führen. Um der besonderen Bedeutung der Rechtsverglei-
chung Ausdruck zu verleihen, bezeichnet Peter Häberle diese als fünfte Ausle-
gungsmethode.14 Sie ist jedoch vielmehr als ein Element der teleologischen Aus-
legung zu werten. Die Rechtsvergleichung befreit den Richter nicht von der Bindung
an das Gesetz. Greift er bei unklarer Rechtslage auf eine ausländische gesetzliche

10 Vgl. Stober, Allgemeines Wirtschaftsverwaltungsrecht, S. 14; Maqueo Ramírez, RIJ 28
(2004), S. 653 ff.; vgl. auch Martin-Retortillo, Indice al Derecho Administrativo Económico,
Bd. I.

11 Vgl. Stober, Allgemeines Wirtschaftsverwaltungsrecht, S. 14.
12 Vgl. zum Ganzen: Wieser, Vergleichendes Verfassungsrecht, S. 29 ff.; Sommermann,

DöV 1999, S. 1019 ff.; Starck, JZ 1997, S. 1023 ff.
13 Vgl. Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, S. 62 ff.; Stober, Allge-

meines Wirtschaftsverwaltungsrecht, S. 24.
14 Vgl. Häberle, JZ 1989, S. 916; ders., Rechtsvergleichung im Kraftfeld des Verfas-

sungsstaates, S. 27, 36 ff.
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